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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/672 DES RATES 

vom 29. April 2019 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 (1), insbesondere auf Artikel 4i Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 2. Mai 2013 die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 angenommen. 

(2)  Gemäß Artikel 4i Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 hat der Rat die in Anhang IV der Verordnung 
enthaltene Liste der benannten Personen und Einrichtungen überprüft. 

(3)  Zu zwei Listeneinträgen wurden aktualisierte Informationen erhalten und für alle in der Liste aufgeführten 
Personen sollte das Geschlecht aufgenommen werden. 

(4)  Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 sollte entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 wird gemäß dem Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 29. April 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. CIAMBA  
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ANHANG 

Die Einträge 1 bis 14 der Liste der Personen und Einrichtungen in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 
werden durch die nachstehenden Einträge ersetzt:  

Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„1. Aung Kyaw 
Zaw 

Geburtsdatum: 20. August 
1961 

Geschlecht: männlich 

Reisepass-Nr. DM000826 

Ausstellungsdatum: 22. 
November 2011 

Datum des Ablaufs der 
Gültigkeit: 21. November 
2021 

Militärische Kennziffer: BC 
17444 

Generalleutnant Aung Kyaw Zaw war von August 2015 bis 
Ende 2017 Befehlshaber des Büros für Sondereinsätze Nr. 3 
der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). Das Büro für Sonder­
einsätze Nr. 3 überwachte den Kommandobereich West, und 
in diesem Zusammenhang ist Generalleutnant Aung Kyaw 
Zaw für die vom Kommandobereich West begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen ge­
gen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat 
Rakhine während dieses Zeitraums verantwortlich. Dazu 
zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt und das sys­
tematische Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

2. Maung Maung 
Soe 

Geburtsdatum: März 1964 

Geschlecht: männlich 

Nationale Kennziffer: 
Tatmadaw Kyee 19571 

Generalmajor Maung Maung Soe war von Oktober 2016 bis 
10. November 2017 Befehlshaber des Kommandobereichs 
West der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) und überwachte 
die Militäroperationen im Bundesstaat Rakhine. In diesem 
Zusammenhang ist er verantwortlich für die vom Komman­
dobereich West begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungsgruppe der 
Rohingya im Bundesstaat Rakhine während dieses Zeit­
raums. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt 
und das systematische Niederbrennen von Häusern und Ge­
bäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

3. Than Oo Geburtsdatum: 12. Oktober 
1973 

Geschlecht: männlich 

Militärische Kennziffer: BC 
25723 

Brigadegeneral Than Oo ist Befehlshaber der 99. Leichten-In­
fanterie-Division der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In 
diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die von der 
99. Leichten-Infanterie-Division begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölke­
rungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während 
der zweiten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische Nieder­
brennen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

4. Aung Aung Geschlecht: männlich 

Militärische Kennziffer: BC 
23750 

Brigadegeneral Aung Aung ist Befehlshaber der 33. Leichten- 
Infanterie-Division der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In 
diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die von der 
33. Leichten-Infanterie-Division begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölke­
rungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während 
der zweiten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische Nieder­
brennen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

5. Khin Maung 
Soe 

Geburtsdatum: 1972 

Geschlecht: männlich 

Brigadegeneral Khin Maung Soe ist Befehlshaber des Militä­
rischen Einsatzkommandos 15 — mitunter auch als 15. 
Leichte-Infanterie-Division bezeichnet — der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw), zu der das Infanteriebataillon Nr. 
564 gehört. In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich 
für die vom Militärischen Einsatzkommando 15 und insbe­
sondere vom Infanteriebataillon Nr. 564 begangenen Gräuel­
taten und schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
während der zweiten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechts­
widrige Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 
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Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

6. Thura San 
Lwin 

Geburtsdatum: 17. März 1959 

Geschlecht: männlich 

Brigadegeneral Thura San Lwin war von Oktober 2016 bis 
Anfang Oktober 2017 Befehlshaber der Grenzschutzpolizei. 
In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die von 
der Grenzschutzpolizei begangenen Gräueltaten und schwe­
ren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungs­
gruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während die­
ses Zeitraums. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen und das 
systematische Niederbrennen von Häusern und Gebäuden 
der Rohingya. 

25.6.2018 

7. Thant Zin Oo Geschlecht: männlich Thant Zin Oo ist Befehlshaber des 8. Sicherheitspolizei-Ba­
taillons. In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für 
die vom 8. Sicherheitspolizei-Bataillon begangenen Gräuelta­
ten und schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Be­
völkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
während der zweiten Jahreshälfte 2017. Zu den schweren 
Menschenrechtsverletzungen zählen rechtswidrige Tötungen 
und das systematische Niederbrennen von Häusern und Ge­
bäuden der Rohingya. Diese Verletzungen wurden in Verbin­
dung und mit direkter Unterstützung der 33. Leichten-Infan­
terie-Division der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) dessen 
Befehlshaber Brigadegeneral Aung Aung ist, begangen. Da­
her steht Thant Zin Oo mit der in die Liste aufgenommenen 
Person Brigadegeneral Aung Aung in Verbindung. 

25.6.2018 

8. Ba Kyaw Geschlecht: männlich Ba Kyaw ist Feldwebel im 564. Leichten-Infanterie-Bataillon 
der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In der zweiten Jah­
reshälfte 2017 hat er Gräueltaten und schwere Menschen­
rechtsverletzungen, einschließlich Mord, Deportation und 
Folter, gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bun­
destaat Rakhine begangen. Insbesondere wurde er als einer 
der Haupttäter des Massakers von Maung Nu am 27. August 
2017 ermittelt. 

21.12.2018 

9. Tun Naing Geschlecht: männlich Tun Naing ist Kommandeur des Grenzschutzpolizei-Stütz­
punkts in Taung Bazar. In dieser Eigenschaft ist er verant­
wortlich für die von der Grenzschutzpolizei in dem Zeit­
raum um den 25. August 2017 in Taung Bazar begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen ge­
gen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat 
Rakhine; dazu zählen Zwangsverhaftungen, Misshandlung 
und Folter. 

21.12.2018 

10. Khin Hlaing Geburtsdatum: 2. Mai 1968 

Geschlecht: männlich 

Brigadegeneral Khin Hlaing ist ehemaliger Befehlshaber der 
99. Leichten-Infanterie-Division und derzeit Befehlshaber des 
Kommandobereichs Nordost der Streitkräfte Myanmars (Tat­
madaw). Als Befehlshaber der 99. Leichten-Infanterie-Divi­
sion überwachte er die militärischen Operationen, die 2016 
und Anfang 2017 im Bundesstaat Shan durchgeführt wur­
den. In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die 
von der 99. Leichten-Infanterie-Division im Bundesstaat 
Shan während der zweiten Jahreshälfte 2016 begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen ge­
gen einer ethnischen Minderheit angehörende Dorfbewoh­
ner. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, Zwangsverhaftun­
gen und die Zerstörung von Dörfern. 

21.12.2018 
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Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

11. Aung Myo 
Thu 

Geschlecht: männlich Major Aung Myo Thu ist Befehlshaber einer Einsatzeinheit 
der 33. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte Myan­
mars (Tatmadaw). Als Befehlshaber einer Einsatzeinheit der 
33. Leichten-Infanterie-Division überwachte er die militä­
rischen Operationen, die 2017 im Bundesstaat Rakhine 
durchgeführt wurden. In diesem Zusammenhang ist er ver­
antwortlich für die von der 33. Leichten-Infanterie-Division 
begangenen Gräueltaten und schweren Menschenrechtsver­
letzungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im 
Bundesstaat Rakhine während der zweiten Jahreshälfte 
2017. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt 
und Zwangsverhaftungen. 

21.12.2018 

12. Thant Zaw 
Win 

Geschlecht: männlich Thant Zaw Win ist Major im 564. Leichten-Infanterie-Batail­
lon der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In dieser Eigen­
schaft überwachte er die militärischen Operationen, die im 
Bundesstaat Rakhine durchgeführt wurden, und ist verant­
wortlich für die Gräueltaten und schweren Menschenrechts­
verletzungen, die am 27. August 2017 vom 564. Leichten- 
Infanterie-Bataillon insbesondere in dem Dorf Maung Nu 
und dessen Umgebung gegen die Bevölkerungsgruppe der 
Rohingya im Bundesstaat Rakhine begangen wurden. Dazu 
zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt und das sys­
tematische Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

21.12.2018 

13. Kyaw Chay Geschlecht: männlich Kyaw Chay ist Hauptgefreiter der Grenzschutzpolizei. Vor­
mals war er in Zay Di Pyin stationiert; in dem Zeitraum um 
den 25. August 2017, als unter seinem Befehl eine Reihe 
von Menschenrechtsverletzungen durch die Grenzschutzpoli­
zei begangen wurden, war er Befehlshaber des Stützpunkts 
der Grenzschutzpolizei dort. In diesem Zusammenhang ist 
er verantwortlich für die von der Grenzschutzpolizei began­
genen Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzun­
gen gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundes­
staat Rakhine während dieses Zeitraums. Er war ferner an 
schweren Menschenrechtsverletzungen beteiligt. Hierzu zäh­
len Misshandlung von Inhaftierten und Folter. 

21.12.2018 

14. Nyi Nyi Swe Geschlecht: männlich Generalmajor Nyi Nyi Swe ist der ehemalige Befehlshaber 
des Kommandobereichs Nord der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). In dieser Eigenschaft ist er verantwortlich für 
die Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen, 
einschließlich der Misshandlung von Zivilpersonen, die vom 
Kommandobereich Nord von Mai 2016 bis April 2018 (bis 
zu seiner Ernennung zum Befehlshaber des Kommandobe­
reichs Südwest) im Bundesstaat Kachin begangen wurden. Er 
ist ebenfalls für die Behinderung der humanitären Hilfe für 
bedürftige Zivilpersonen im Bundesstaat Kachin in demsel­
ben Zeitraum verantwortlich, insbesondere die Sperrung 
von Lebensmitteltransporten. 

21.12.2018“   

30.4.2019 L 114/4 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2019/673 DER KOMMISSION 

vom 27. Februar 2019 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/196 über zusätzliche Zölle auf die Einfuhren bestimmter 
Waren mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2018/196 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Februar 2018 über 
zusätzliche Zölle auf die Einfuhren bestimmter Waren mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (1), 
insbesondere auf Artikel 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Da es die Vereinigten Staaten von Amerika (USA) versäumten, das Gesetz über Ausgleichszahlungen für 
anhaltende Dumping- und Subventionspraktiken (Continued Dumping and Subsidy Offset Act, im Folgenden 
„CDSOA“) mit ihren Verpflichtungen aus den Übereinkommen der Welthandelsorganisation (WTO) in Einklang 
zu bringen, wurde mit der Verordnung (EU) 2018/196 ein zusätzlicher Wertzoll von 4,3 % auf die Einfuhren 
bestimmter Waren mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika eingeführt. Die Kommission muss im 
Einklang mit der WTO-Genehmigung, Zollzugeständnisse gegenüber den USA auszusetzen, den Umfang dieser 
Aussetzung jedes Jahr an den Umfang der zu diesem Zeitpunkt durch das CDSOA zunichtegemachten oder 
geschmälerten Vorteile der Europäischen Union anpassen. 

(2)  Die jüngsten Daten über Auszahlungen nach dem CDSOA beziehen sich auf die Verteilung von Antidumping- 
und Ausgleichszöllen, die im Haushaltsjahr 2018 (1. Oktober 2017 bis 30. September 2018) erhoben wurden, 
sowie auf die zusätzliche Verteilung von Antidumping- und Ausgleichszöllen, die in den Haushaltsjahren 2015, 
2016 und 2017 erhoben wurden. Den von der Zoll- und Grenzschutzbehörde der USA veröffentlichten Daten 
zufolge belaufen sich die zunichtegemachten oder geschmälerten Vorteile der Union auf 3 355,82 USD. 

(3)  Der Umfang der zunichtegemachten oder geschmälerten Vorteile und folglich auch der Umfang der 
auszusetzenden Verpflichtungen ist zurückgegangen. Der Umfang der Aussetzung lässt sich jedoch nicht durch 
Hinzufügen von Waren zu der Liste in Anhang I der Verordnung (EU) 2018/196 oder durch Streichung von der 
Liste an den Umfang der Zunichtemachung oder Schmälerung anpassen. Nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e der 
genannten Verordnung sollte die Kommission daher nicht die Warenliste in Anhang I, sondern die Höhe des 
Zusatzzolls ändern, um den Umfang der Aussetzung an den Umfang der zunichtegemachten oder geschmälerten 
Vorteile anzupassen. Die vier in Anhang I aufgeführten Waren sollten daher auf der Liste verbleiben, und die 
Höhe des Zusatzzolls sollte geändert und auf 0,001 % festgesetzt werden. 

(4)  Auf ein Jahr gerechnet entspricht ein zusätzlicher Wertzoll von 0,001 % auf die Einfuhren der in Anhang I 
aufgeführten Waren mit Ursprung in den USA einem Handelswert von höchstens 3 355,82 USD. 

(5)  Damit Verzögerungen bei der Anwendung der geänderten Höhe des Zusatzzolls vermieden werden, sollte diese 
Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten. 

(6)  Die Verordnung (EU) 2018/196 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 der Verordnung (EU) 2018/196 des Europäischen Parlaments und des Rates erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Ein Wertzoll von 0,001 % wird zusätzlich zu dem nach der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (*) geltenden Zoll auf die Waren mit Ursprung in den Vereinigten Staaten eingeführt, die 
in Anhang I der vorliegenden Verordnung aufgeführt sind.  

(*) ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1.“ 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Mai 2019. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. Februar 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER   

ANHANG 

„ANHANG I 

Die dem zusätzlichen Einfuhrzoll unterliegenden Waren sind durch ihre achtstelligen KN-Codes bezeichnet. Die 
Beschreibung der unter diesen KN-Codes eingereihten Waren ist Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des 
Rates (1) zu entnehmen. 

0710 40 00 

ex 9003 19 00 ‚Fassungen aus unedlen Metallen‘ 

8705 10 00 

6204 62 31“  
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VERORDNUNG (EU) 2019/674 DER KOMMISSION 

vom 29. April 2019 

zur Änderung des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Etikettierung von 

Spirituosen sowie zum Schutz geografischer Angaben für Spirituosen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 zur 
Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Etikettierung von Spirituosen sowie zum Schutz geografischer 
Angaben für Spirituosen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 20 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 legten die Mitgliedstaaten technische Unterlagen 
für 243 der 330 etablierten geografischen Angaben für Spirituosen vor. 

(2)  Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 716/2013 der Kommission (2) hat die 
Kommission die technischen Unterlagen auf der Grundlage der Anforderungen gemäß Artikel 15 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 110/2008 bewertet und eine Frist für die Änderung oder den Widerruf dieser technischen 
Unterlagen durch den betreffenden Mitgliedstaat festgelegt. 

(3)  Die technischen Unterlagen von „Königsberger Bärenfang“, „Grappa di Marsala“, „Kirsch Veneto“/„Kirschwasser 
Veneto“ und „Sliwovitz del Veneto“ wurden von Deutschland bzw. Italien zurückgezogen. 

(4)  Gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 716/2013 gilt die technische Unterlage als 
nicht übermittelt, wenn die in einer gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 vorgelegten 
technischen Unterlage zu einer etablierten geografischen Angabe festgestellten Mängel nicht innerhalb der von der 
Kommission gesetzten Frist behoben wurden. 

(5)  Die in den technischen Unterlagen von „Karlovarská Hořká“, „Polish Cherry“, „Orehovec“, „Janeževec“ und 
„Slovenska travarica“ festgestellten Mängel wurden nicht behoben. 

(6)  Die etablierten geografischen Angaben „Karlovarská Hořká“, „Königsberger Bärenfang“, „Grappa di Marsala“, 
„Kirsch Veneto“/„Kirschwasser Veneto“, „Sliwovitz del Veneto“, „Polish Cherry“, „Orehovec“, „Janeževec“ und 
„Slovenska travarica“ sollten daher aus Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 gestrichen werden. 

(7)  Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(8)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für 
Spirituosen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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(1) ABl. L 39 vom 13.2.2008, S. 16. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 716/2013 der Kommission vom 25. Juli 2013 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 

(EG) Nr. 110/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Etikettierung 
von Spirituosen sowie zum Schutz geografischer Angaben für Spirituosen (ABl. L 201 vom 26.7.2013, S. 21). 



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 29. April 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 wird wie folgt geändert:  

1. in Produktkategorie 6 Tresterbrand wird die Zeile  

„Grappa di Marsala Italien“  

gestrichen;  

2. in Produktkategorie 9 Obstbrand werden die Zeilen  

„Sliwovitz del Veneto 

Kirsch Veneto/Kirschwasser Veneto 

Italien 

Italien“  

gestrichen;  

3. in Produktkategorie 25 Spirituosen mit Anis wird die Zeile  

„Janeževec Slowenien“  

gestrichen;  

4. in Produktkategorie 30 Spirituosen mit bitterem Geschmack/Bitter wird die Zeile  

„Slovenska travarica Slowenien“  

gestrichen;  

5. in Produktkategorie 32 Likör werden die Zeilen  

„Polish Cherry 

Karlovarská Hořká 

Polen 

Tschechische Republik“  

gestrichen;  

6. in Produktkategorie 40 Nocino wird die Zeile  

„Orehovec Slowenien“  

gestrichen;  

7. in der Produktkategorie Sonstige Spirituosen wird die Zeile  

„Königsberger Bärenfang Deutschland“  

gestrichen.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/675 DER KOMMISSION 

vom 29. April 2019 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 über die Eröffnung und Verwaltung von 
Gemeinschaftskontingenten für die Einfuhr von Weichweizen anderer als hoher Qualität mit 

Ursprung in Drittländern 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 187 Absatz 1 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 der Kommission (2) wird ein Gesamtzoll­
kontingent für die Einfuhr von 3 073 177 Tonnen Weichweizen anderer als hoher Qualität des KN-Codes 
1001 99 00 zu einem Zollsatz von 12 EUR/Tonne eröffnet. 

(2)  Im Rahmen des Gesamtzollkontingents ist in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 ein 
Subkontingent von 2 378 387 Tonnen für Drittländer, ausgenommen Kanada und die Vereinigten Staaten von 
Amerika, sowie ein Subkontingent erga omnes von 122 790 Tonnen vorgesehen. 

(3)  Im Rahmen des Abkommens mit den Vereinigten Staaten (3), das gemäß Artikel XXIV Absatz 6 des GATT infolge 
der Erweiterung der Europäischen Union von 2004 geschlossen wurde, wurde jedoch vereinbart' innerhalb des 
Subkontingents erga omnes eine Menge von 6 787 Tonnen zu berücksichtigen. Daher sind dem Subkontingent 
erga omnes 6 787 Tonnen hinzuzufügen, während die gleiche Menge vom Subkontingent für Drittländer, 
ausgenommen Kanada und die Vereinigten Staaten von Amerika, abgezogen wird. 

(4)  Gemäß Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 wird das Subkontingent für Drittländer, 
ausgenommen Kanada und die Vereinigten Staaten von Amerika, in vier vierteljährliche Teilzeiträume unterteilt. 
Unter Berücksichtigung der genannten Verringerung der Menge für dieses Subkontingent muss die Menge für 
jeden vierteljährlichen Teilzeitraum angepasst werden. 

(5)  Die Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 wird wie folgt geändert:  

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Zollkontingent gemäß Artikel 2 Absatz 1 wird in folgende drei Subkontingente unterteilt: 

a)  Subkontingent I (laufende Nummer 09.4123): 572 000 Tonnen für die Vereinigten Staaten von Amerika, 

b)  Subkontingent II (laufende Nummer 09.4125): 2 371 600 Tonnen für Drittländer, ausgenommen Kanada und die 
Vereinigten Staaten von Amerika, 

c)  Subkontingent III (laufende Nummer 09.4133): 129 577 Tonnen für erga omnes.“ 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1067/2008 der Kommission vom 30. Oktober 2008 über die Eröffnung und Verwaltung von Gemeinschaftszoll­

kontingenten für die Einfuhr von Weichweizen anderer als hoher Qualität mit Ursprung in Drittländern und zur Abweichung von der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (ABl. L 290 vom 31.10.2008, S. 3). 

(3) Beschluss 2006/333/EG des Rates vom 20. März 2006 über den Abschluss eines Abkommens in Form eines Briefwechsels zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika gemäß Artikel XXIV Absatz 6 und Artikel XXVIII des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 1994 über die Änderung der Zugeständnisse in den Listen der Tschechischen Republik, der 
Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik im Zuge des Beitritts dieser Staaten zur Europäischen Union 
(ABl. L 124 vom 11.5.2006, S. 13). 



2. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Subkontingent II ist in vier vierteljährliche Teilzeiträume mit folgenden Daten und Mengen unterteilt: 

a)  Teilzeitraum 1: 1. Januar bis 31. März: 592 900 Tonnen; 

b)  Teilzeitraum 2: 1. April bis 30. Juni: 592 900 Tonnen; 

c)  Teilzeitraum 3: 1. Juli bis 30. September: 592 900 Tonnen; 

d)  Teilzeitraum 4: 1. Oktober bis 31. Dezember: 592 900 Tonnen.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 29. April 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/676 DER KOMMISSION 

vom 29. April 2019 

zur Genehmigung des Wirkstoffs mit geringem Risiko ABE-IT 56 (Lysatbestandteile von 
Saccharomyces cerevisiae Stamm DDSF623) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und 

zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 
91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 13 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 1. April 2016 legte die Taskforce ABE-IT 56 Frankreich gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 einen Antrag auf Genehmigung des Wirkstoffs ABE-IT 56 (Lysatbestandteile von Saccharomyces 
cerevisiae Stamm DDSF623) (im Folgenden „ABE-IT 56“) vor. 

(2)  Am 25. Mai 2016 informierte der Bericht erstattende Mitgliedstaat Frankreich gemäß Artikel 9 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 den Antragsteller, die anderen Mitgliedstaaten, die Kommission und die 
Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) über die Zulässigkeit des Antrags. 

(3)  Am 20. Juni 2017 legte der Bericht erstattende Mitgliedstaat der Kommission — mit Kopie an die Behörde — 
den Entwurf eines Bewertungsberichts vor, in dem er bewertet hat, ob angenommen werden kann, dass der 
genannte Wirkstoff die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt. 

(4)  Die Behörde handelte gemäß den Bestimmungen des Artikels 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. 
Sie ersuchte den Antragsteller gemäß Artikel 12 Absatz 3 der genannten Verordnung um Übermittlung 
zusätzlicher Informationen an die Mitgliedstaaten, die Kommission und sie selbst. Der Bericht erstattende 
Mitgliedstaat legte der Behörde seine Bewertung der zusätzlichen Informationen im Mai 2018 in Form eines 
aktualisierten Entwurfs des Bewertungsberichts vor. 

(5)  Am 26. Juli 2018 übermittelte die Behörde dem Antragsteller, den Mitgliedstaaten und der Kommission ihre 
Schlussfolgerung dazu, ob angenommen werden kann, dass der Wirkstoff ABE-IT 56 die Genehmigungskriterien 
gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 (2) erfüllt. Sie machte ihre Schlussfolgerung der 
Öffentlichkeit zugänglich. 

(6)  Am 23. Oktober 2018 legte die Kommission dem Ständigen Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und 
Futtermittel den Überprüfungsbericht für ABE-IT 56 und am 22. März 2019 den Entwurf einer Verordnung zur 
Genehmigung von ABE-IT 56 vor. 

(7)  Der Antragsteller erhielt Gelegenheit, zum Überprüfungsbericht Stellung zu nehmen. 

(8)  In Bezug auf einen oder mehrere repräsentative Verwendungszwecke mindestens eines Pflanzenschutzmittels mit 
dem Wirkstoff, insbesondere in Bezug auf die im Überprüfungsbericht untersuchten und beschriebenen 
Verwendungszwecke, wurde festgestellt, dass die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 erfüllt sind. Es ist daher angezeigt, ABE-IT 56 zu genehmigen. 

(9)  Die Kommission vertritt ferner die Auffassung, dass ABE-IT 56 als Wirkstoff mit geringem Risiko im Sinne des 
Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 einzustufen ist. ABE-IT 56 ist kein bedenklicher Stoff und erfüllt 
die Bedingungen gemäß Anhang II Nummer 5 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009. ABE-IT 56 ist ein 
Fraktionierungsprodukt aus dem Lysat von Saccharomyces cerevisiae Stamm DDSF623. Saccharomyces cerevisiae ist die 
am häufigsten verwendete Hefe in der industriellen/kommerziellen Lebensmittel- und Getränkeherstellung und ist 
in der Umwelt allgegenwärtig. Es ist weder krankheitserregend für Mensch oder Tier noch infektiös für den 
Menschen. Es kommt in der Regel natürlich vor und stellt kein eindeutiges Risiko für irgendein Umweltkom­
partiment dar. 
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(1) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1. 
(2) Conclusion on the peer review of the pesticide risk assessment of the active substance ABE-IT 56 (components of lysate of 
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(10)  Es ist daher angezeigt, ABE-IT 56 als Stoff mit geringem Risiko für einen Zeitraum von 15 Jahren zu genehmigen. 

(11) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission (3) entsprechend geändert werden. 

(12)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff ABE-IT 56 (Lysatbestandteile von Saccharomyces cerevisiae Stamm DDSF623) wird 
unter den ebenfalls in Anhang I genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird gemäß Anhang II der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 29. April 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe (ABl. L 153 vom 11.6.2011, 
S. 1). 



ANHANG I 

Gebräuchliche Bezeichnung,  
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

ABE–IT 56 (Lysatbestandteile 
von Saccharomyces cerevisiae 
Stamm DDSF623). 

Entfällt 1 000 g/kg 
(Wirkstoff) 

20. Mai 2019 20. Mai 2034 Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolge­
rungen des Überprüfungsberichts für ABE–IT 56 (Lysatbestandteile 
von Saccharomyces cerevisiae Stamm DDSF623) und insbesondere des­
sen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

(1)  Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten.    

ANHANG II 

In Teil D des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt: 

Num­
mer 

Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1) Datum der 

Genehmigung 
Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

„16 ABE–IT 56 
(Lysatbestandteile von 
Saccharomyces cerevisiae 
Stamm DDSF623). 

Entfällt 1 000 g/kg 
(Wirkstoff) 

20. Mai 2019 20. Mai 2034 Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Arti­
kel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die 
Schlussfolgerungen des Überprüfungsberichts für ABE–IT 56 (Ly­
satbestandteile von Saccharomyces cerevisiae Stamm DDSF623) und 
insbesondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen.“ 

(1)  Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im betreffenden Überprüfungsbericht enthalten.   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/677 DER KOMMISSION 

vom 29. April 2019 

zur Nichterneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff Chlorthalonil gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 

Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 
91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 1 und Artikel 78 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Richtlinie 2005/53/EG der Kommission (2) wurde der Wirkstoff Chlorthalonil in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates (3) aufgenommen. 

(2)  In Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommene Wirkstoffe gelten als gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 genehmigt und sind in Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 
Kommission (4) aufgeführt. 

(3)  Die Genehmigung für den Wirkstoff Chlorthalonil gemäß Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 läuft am 31. Oktober 2019 aus. 

(4) Es wurde ein Antrag auf Erneuerung der Genehmigung für Chlorthalonil gemäß Artikel 1 der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission (5) innerhalb der in dem genannten Artikel festgesetzten Frist 
gestellt. 

(5)  Die Antragsteller haben die gemäß Artikel 6 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 erforderlichen 
ergänzenden Dossiers vorgelegt. Der berichterstattende Mitgliedstaat hat den Antrag für vollständig befunden. 

(6)  Der berichterstattende Mitgliedstaat hat in Absprache mit dem mitberichterstattenden Mitgliedstaat einen 
Bewertungsbericht im Hinblick auf die Erneuerung erstellt und ihn am 2. September 2016 der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) und der Kommission vorgelegt. 

(7)  Die Behörde hat den Bewertungsbericht im Hinblick auf die Erneuerung dem Antragsteller und den 
Mitgliedstaaten zur Stellungnahme vorgelegt und die eingegangenen Stellungnahmen an die Kommission 
weitergeleitet. Die Behörde hat außerdem die Kurzfassung des ergänzenden Dossiers der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht. 

(8)  Am 6. Dezember 2017 hat die Behörde der Kommission ihre Schlussfolgerung (6) dazu übermittelt, ob 
angenommen werden kann, dass Chlorthalonil die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 erfüllt. 
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(9)  Die Behörde äußerte erhebliche Bedenken im Zusammenhang mit der Kontamination des Grundwassers durch 
Metaboliten von Chlorthalonil. Insbesondere wird davon ausgegangen, dass die Metaboliten R417888, R419492, 
R471811, SYN507900, M3, M11, M2, M7 und M10 in allen einschlägigen Szenarien bei allen vorgeschlagenen 
Verwendungszwecken von Chlorthalonil über dem Parameterwert von 0,1 μg/L liegen. Daher kann derzeit nicht 
nachgewiesen werden, dass das Vorkommen von Metaboliten von Chlorthalonil im Grundwasser keine 
unannehmbaren Auswirkungen auf das Grundwasser und keine schädlichen Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 hat. Darüber 
hinaus konnte die Behörde Bedenken hinsichtlich der Genotoxizität von Rückständen nicht ausschließen, denen 
die Verbraucher ausgesetzt sein werden, und stellte bei allen bewerteten Verwendungen ein hohes Risiko für 
Amphibien und Fische fest. 

(10)  Außerdem konnten mehrere Bereiche der Risikobewertung nicht abgeschlossen werden, da die Daten im Dossier 
unzureichend waren. Insbesondere konnte die Bewertung des Verbraucherrisikos durch die Exposition über die 
Nahrung nicht abgeschlossen werden, weil Daten zur Bestätigung der Rückstandsdefinition für Pflanzen sowie zur 
Bewertung der Exposition von Nutztieren fehlten, darunter die toxikologische Bewertung eines Metaboliten. 

(11)  Zudem ist Chlorthalonil gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (7) als karzinogener Stoff der Kategorie 2 eingestuft; laut der Schlussfolgerung der Behörde sollte 
Chlorthalonil jedoch als karzinogener Stoff der Kategorie 1B eingestuft werden. Für die untersuchten 
repräsentativen Verwendungszwecke konnte die Einhaltung der Rückstandsgehalte gemäß Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 für Pflanzen und tierische Erzeugnisse nicht bestätigt werden, da 
Daten zu Menge und Toxizität der Metaboliten in der Rückstandsdefinition für die Risikobewertung fehlten. 
Demzufolge ist die Anforderung des Anhangs II Nummer 3.6.3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht erfüllt. 

(12)  Die Kommission forderte die Antragsteller auf, zu der Schlussfolgerung der Behörde sowie gemäß Artikel 14 
Absatz 1 Unterabsatz 3 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 zum Entwurf des Berichts im Hinblick 
auf die Erneuerung der Genehmigung Stellung zu nehmen. Die von den Antragstellern vorgelegten 
Stellungnahmen wurden eingehend geprüft. 

(13)  Die Bedenken in Bezug auf den Stoff konnten jedoch trotz der von den Antragstellern vorgebrachten Argumente 
nicht ausgeräumt werden. 

(14)  Folglich konnte nicht nachgewiesen werden, dass in Bezug auf einen oder mehrere repräsentative 
Verwendungszwecke mindestens eines Pflanzenschutzmittels die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt sind. Daher sollte die Genehmigung für den Wirkstoff Chlorthalonil in 
Übereinstimmung mit Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b der genannten Verordnung nicht erneuert werden. 

(15)  Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(16)  Den Mitgliedstaaten sollte ausreichend Zeit für den Widerruf der Zulassungen für Chlorthalonil enthaltende 
Pflanzenschutzmittel eingeräumt werden. 

(17)  Räumt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 eine Aufbrauchfrist für 
Chlorthalonil enthaltende Pflanzenschutzmittel ein, so sollte diese Frist spätestens am 20. Mai 2020 enden. 

(18)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1262 der Kommission (8) wurde die Laufzeit der Genehmigung für 
Chlorthalonil bis zum 31. Oktober 2019 verlängert, damit das Erneuerungsverfahren vor dem Auslaufen der 
Genehmigung für den genannten Wirkstoff abgeschlossen werden kann. Da jedoch vor Ablauf dieser verlängerten 
Laufzeit eine Entscheidung über die Nichterneuerung der Genehmigung getroffen wurde, sollte die vorliegende 
Verordnung so bald wie möglich gelten. 

(19)  Die vorliegende Verordnung steht der Einreichung eines neuen Antrags auf Genehmigung von Chlorthalonil 
gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht entgegen. 

(20)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 
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(7) Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG 
und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1). 

(8) Durchführungsverordnung (EU) 2018/1262 der Kommission vom 20. September 2018 zur Änderung der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlängerung der Laufzeit der Genehmigung für die Wirkstoffe 1-Methylcyclopropen, 
betaCyfluthrin, Chlorthalonil, Chlortoluron, Clomazon, Cypermethrin, Daminozid, Deltamethrin, Dimethenamid-p, Diuron, 
Fludioxonil, Flufenacet, Flurtamon, Fosthiazat, Indoxacarb, MCPA, MCPB, Prosulfocarb, Thiophanatmethyl und Tribenuron (ABl. L 238 
vom 21.9.2018, S. 62). 



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nichterneuerung der Genehmigung für einen Wirkstoff 

Die Genehmigung für den Wirkstoff Chlorthalonil wird nicht erneuert. 

Artikel 2 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

In Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird Zeile 101 zu Chlorthalonil gestrichen. 

Artikel 3 

Übergangsmaßnahmen 

Die Mitgliedstaaten widerrufen spätestens am 20. November 2019 die Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die 
Chlorthalonil als Wirkstoff enthalten. 

Artikel 4 

Aufbrauchfrist 

Etwaige Aufbrauchfristen, die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 einräumen, 
müssen so kurz wie möglich sein und enden spätestens am 20. Mai 2020. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 29. April 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2019/678 DES RATES 

vom 29. April 2019 

zur Änderung des Beschlusses 2013/184/GASP betreffend restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 22. April 2013 den Beschluss 2013/184/GASP (1) betreffend restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma angenommen. 

(2)  Aufgrund einer Überprüfung des Beschlusses 2013/184/GASP sollten die restriktiven Maßnahmen bis zum 
30. April 2020 verlängert werden. 

(3)  Zu zwei Listeneinträgen wurden aktualisierte Informationen erhalten und für alle in der Liste aufgeführten 
Personen sollte das Geschlecht aufgenommen werden. 

(4)  Der Beschluss 2013/184/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2013/184/GASP wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 12 

Dieser Beschluss gilt bis zum 30. April 2020. Er wird fortlaufend überprüft. Er wird gegebenenfalls verlängert oder 
geändert, wenn der Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden.“  

2. Der Anhang wird gemäß dem Anhang dieses Beschlusses geändert. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 29. April 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. CIAMBA  
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(1) Beschluss 2013/184/GASP des Rates vom 22. April 2013 betreffend restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma und zur Aufhebung 
des Beschlusses 2010/232/GASP (ABl. L 111 vom 23.4.2013, S. 75). 



ANHANG 

Die Einträge 1 bis 14 der Liste der Personen und Einrichtungen im Anhang des Beschlusses 2013/184/GASP werden 
durch die nachstehenden Einträge ersetzt:  

Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„1. Aung Kyaw 
Zaw 

Geburtsdatum: 20. August 
1961 

Geschlecht: männlich 

Reisepass-Nr. DM000826 

Ausstellungsdatum: 22. 
November 2011 

Datum des Ablaufs der 
Gültigkeit: 21. November 
2021 

Militärische Kennziffer: BC 
17444 

Generalleutnant Aung Kyaw Zaw war von August 2015 bis 
Ende 2017 Befehlshaber des Büros für Sondereinsätze Nr. 3 
der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). Das Büro für Sonder­
einsätze Nr. 3 überwachte den Kommandobereich West, und 
in diesem Zusammenhang ist Generalleutnant Aung Kyaw 
Zaw für die vom Kommandobereich West begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen ge­
gen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat 
Rakhine während dieses Zeitraums verantwortlich. Dazu 
zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt und das sys­
tematische Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

2. Maung Maung 
Soe 

Geburtsdatum: März 1964 

Geschlecht: männlich 

Nationale Kennziffer: 
Tatmadaw Kyee 19571 

Generalmajor Maung Maung Soe war von Oktober 2016 bis 
10. November 2017 Befehlshaber des Kommandobereichs 
West der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) und überwachte 
die Militäroperationen im Bundesstaat Rakhine. In diesem 
Zusammenhang ist er verantwortlich für die vom Komman­
dobereich West begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungsgruppe der 
Rohingya im Bundesstaat Rakhine während dieses Zeit­
raums. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt 
und das systematische Niederbrennen von Häusern und Ge­
bäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

3. Than Oo Geburtsdatum: 12. Oktober 
1973 

Geschlecht: männlich 

Militärische Kennziffer: BC 
25723 

Brigadegeneral Than Oo ist Befehlshaber der 99. Leichten-In­
fanterie-Division der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In 
diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die von der 
99. Leichten-Infanterie-Division begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölke­
rungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während 
der zweiten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische Nieder­
brennen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

4. Aung Aung Geschlecht: männlich 

Militärische Kennziffer: BC 
23750 

Brigadegeneral Aung Aung ist Befehlshaber der 33. Leichten- 
Infanterie-Division der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In 
diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die von der 
33. Leichten-Infanterie-Division begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölke­
rungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während 
der zweiten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische Nieder­
brennen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

5. Khin Maung 
Soe 

Geburtsdatum: 1972 

Geschlecht: männlich 

Brigadegeneral Khin Maung Soe ist Befehlshaber des Militä­
rischen Einsatzkommandos 15 — mitunter auch als 15. 
Leichte-Infanterie-Division bezeichnet — der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw), zu der das Infanteriebataillon Nr. 
564 gehört. In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich 
für die vom Militärischen Einsatzkommando 15 und insbe­
sondere vom Infanteriebataillon Nr. 564 begangenen Gräuel­
taten und schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
während der zweiten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechts­
widrige Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 
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Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

6. Thura San 
Lwin 

Geburtsdatum: 17. März 1959 

Geschlecht: männlich 

Brigadegeneral Thura San Lwin war von Oktober 2016 bis 
Anfang Oktober 2017 Befehlshaber der Grenzschutzpolizei. 
In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die von 
der Grenzschutzpolizei begangenen Gräueltaten und schwe­
ren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungs­
gruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während die­
ses Zeitraums. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen und das 
systematische Niederbrennen von Häusern und Gebäuden 
der Rohingya. 

25.6.2018 

7. Thant Zin Oo Geschlecht: männlich Thant Zin Oo ist Befehlshaber des 8. Sicherheitspolizei-Ba­
taillons. In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für 
die vom 8. Sicherheitspolizei-Bataillon begangenen Gräuelta­
ten und schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Be­
völkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
während der zweiten Jahreshälfte 2017. Zu den schweren 
Menschenrechtsverletzungen zählen rechtswidrige Tötungen 
und das systematische Niederbrennen von Häusern und Ge­
bäuden der Rohingya. Diese Verletzungen wurden in Verbin­
dung und mit direkter Unterstützung der 33. Leichten-Infan­
terie-Division der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) dessen 
Befehlshaber Brigadegeneral Aung Aung ist, begangen. Da­
her steht Thant Zin Oo mit der in die Liste aufgenommenen 
Person Brigadegeneral Aung Aung in Verbindung. 

25.6.2018 

8. Ba Kyaw Geschlecht: männlich Ba Kyaw ist Feldwebel im 564. Leichten-Infanterie-Bataillon 
der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In der zweiten Jah­
reshälfte 2017 hat er Gräueltaten und schwere Menschen­
rechtsverletzungen, einschließlich Mord, Deportation und 
Folter, gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bun­
destaat Rakhine begangen. Insbesondere wurde er als einer 
der Haupttäter des Massakers von Maung Nu am 27. August 
2017 ermittelt. 

21.12.2018 

9. Tun Naing Geschlecht: männlich Tun Naing ist Kommandeur des Grenzschutzpolizei-Stütz­
punkts in Taung Bazar. In dieser Eigenschaft ist er verant­
wortlich für die von der Grenzschutzpolizei in dem Zeit­
raum um den 25. August 2017 in Taung Bazar begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen ge­
gen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat 
Rakhine; dazu zählen Zwangsverhaftungen, Misshandlung 
und Folter. 

21.12.2018 

10. Khin Hlaing Geburtsdatum: 2. Mai 1968 

Geschlecht: männlich 

Brigadegeneral Khin Hlaing ist ehemaliger Befehlshaber der 
99. Leichten-Infanterie-Division und derzeit Befehlshaber des 
Kommandobereichs Nordost der Streitkräfte Myanmars (Tat­
madaw). Als Befehlshaber der 99. Leichten-Infanterie-Divi­
sion überwachte er die militärischen Operationen, die 2016 
und Anfang 2017 im Bundesstaat Shan durchgeführt wur­
den. In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die 
von der 99. Leichten-Infanterie-Division im Bundesstaat 
Shan während der zweiten Jahreshälfte 2016 begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen ge­
gen einer ethnischen Minderheit angehörende Dorfbewoh­
ner. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, Zwangsverhaftun­
gen und die Zerstörung von Dörfern. 

21.12.2018 
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Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

11. Aung Myo 
Thu 

Geschlecht: männlich Major Aung Myo Thu ist Befehlshaber einer Einsatzeinheit 
der 33. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte Myan­
mars (Tatmadaw). Als Befehlshaber einer Einsatzeinheit der 
33. Leichten-Infanterie-Division überwachte er die militä­
rischen Operationen, die 2017 im Bundesstaat Rakhine 
durchgeführt wurden. In diesem Zusammenhang ist er ver­
antwortlich für die von der 33. Leichten-Infanterie-Division 
begangenen Gräueltaten und schweren Menschenrechtsver­
letzungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im 
Bundesstaat Rakhine während der zweiten Jahreshälfte 
2017. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt 
und Zwangsverhaftungen. 

21.12.2018 

12. Thant Zaw 
Win 

Geschlecht: männlich Thant Zaw Win ist Major im 564. Leichten-Infanterie-Batail­
lon der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In dieser Eigen­
schaft überwachte er die militärischen Operationen, die im 
Bundesstaat Rakhine durchgeführt wurden, und ist verant­
wortlich für die Gräueltaten und schweren Menschenrechts­
verletzungen, die am 27. August 2017 vom 564. Leichten- 
Infanterie-Bataillon insbesondere in dem Dorf Maung Nu 
und dessen Umgebung gegen die Bevölkerungsgruppe der 
Rohingya im Bundesstaat Rakhine begangen wurden. Dazu 
zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt und das sys­
tematische Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

21.12.2018 

13. Kyaw Chay Geschlecht: männlich Kyaw Chay ist Hauptgefreiter der Grenzschutzpolizei. Vor­
mals war er in Zay Di Pyin stationiert; in dem Zeitraum um 
den 25. August 2017, als unter seinem Befehl eine Reihe 
von Menschenrechtsverletzungen durch die Grenzschutzpoli­
zei begangen wurden, war er Befehlshaber des Stützpunkts 
der Grenzschutzpolizei dort. In diesem Zusammenhang ist 
er verantwortlich für die von der Grenzschutzpolizei began­
genen Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzun­
gen gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundes­
staat Rakhine während dieses Zeitraums. Er war ferner an 
schweren Menschenrechtsverletzungen beteiligt. Hierzu zäh­
len Misshandlung von Inhaftierten und Folter. 

21.12.2018 

14. Nyi Nyi Swe Geschlecht: männlich Generalmajor Nyi Nyi Swe ist der ehemalige Befehlshaber 
des Kommandobereichs Nord der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). In dieser Eigenschaft ist er verantwortlich für 
die Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen, 
einschließlich der Misshandlung von Zivilpersonen, die vom 
Kommandobereich Nord von Mai 2016 bis April 2018 (bis 
zu seiner Ernennung zum Befehlshaber des Kommandobe­
reichs Südwest) im Bundesstaat Kachin begangen wurden. Er 
ist ebenfalls für die Behinderung der humanitären Hilfe für 
bedürftige Zivilpersonen im Bundesstaat Kachin in demsel­
ben Zeitraum verantwortlich, insbesondere die Sperrung 
von Lebensmitteltransporten. 

21.12.2018“   
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BESCHLUSS (EU) 2019/679 DER EUROPÄISCHEN WERTPAPIER- UND MARKTAUFSICHTS­
BEHÖRDE 

vom 17. April 2019 

zur Verlängerung der vorübergehenden Beschränkung der Vermarktung, des Vertriebs und des 
Verkaufs von Differenzgeschäften (CFD) an Kleinanleger 

DER RAT DER AUFSEHER DER EUROPÄISCHEN WERTPAPIER- UND MARKTAUFSICHTSBEHÖRDE — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 
zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur 
Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (1), 
insbesondere auf Artikel 9 Absatz 5, Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 44 Absatz 1, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über 
Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (2), insbesondere auf Artikel 40, 

gestützt auf die Delegierte Verordnung der Kommission (EU) 2017/567 vom 18. Mai 2016 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Begriffsbestimmungen, 
Transparenz, Portfoliokomprimierung und Aufsichtsmaßnahmen zur Produktintervention und zu den Positionen (3), 
insbesondere auf Artikel 19, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit Beschluss (EU) 2018/796 (4) beschränkte die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) die 
Vermarktung, den Vertrieb und den Verkauf von Differenzgeschäften (CFD) an Kleinanleger mit Wirkung vom 
1. August 2018 für einen Zeitraum von drei Monaten. 

(2)  Gemäß Artikel 40 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 muss die ESMA in geeigneten Zeitabständen, 
mindestens aber alle drei Monate eine vorübergehende Produktinterventionsmaßnahme überprüfen. 

(3)  Mit Beschluss (EU) 2018/1636 (5) verlängerte und änderte die ESMA die vorübergehende Beschränkung der 
Vermarktung, des Vertriebs und des Verkaufs von CFD an Kleinanleger mit Wirkung vom 1. November 2018 für 
einen Zeitraum von drei Monaten. Mit Beschluss (EU) 2019/155 (6) verlängerte die ESMA erneut die 
vorübergehende Beschränkung der Vermarktung, des Vertriebs und des Verkaufs von CFD an Kleinanleger zu 
denselben Bedingungen wie in Beschluss (EU) 2018/1636 mit Wirkung vom 1. Februar 2019 für einen Zeitraum 
von drei Monaten. 

(4)  Die weitere Überprüfung der Beschränkung der Vermarktung, des Vertrieb und des Verkaufs von CFD durch die 
ESMA stützte sich unter anderem auf eine Umfrage unter nationalen zuständigen Behörden (7) über die praktische 
Anwendung und Auswirkung der Produktinterventionsmaßnahme sowie zusätzliche Informationen der 
nationalen zuständigen Behörden und Interessenträger. Diese Informationen zeigen ähnliche Trends, wie die 
Informationen, die zu der vorherigen Verlängerung (Beschluss (EU) 2019/155) geführt haben. 

(5) Die nationalen zuständigen Behörden fanden nur begrenzt Beispiele für die Nichteinhaltung der Produktinterven­
tionsmaßnahmen der ESMA. Die Fälle der Nichteinhaltung bezogen sich überwiegend auf die Risikowarnungen, 
insbesondere auf Anbieter von CFD, die Internetbanner oder andere elektronische Werbeanzeigen schalteten, die 
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(1) ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84. 
(2) ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84. 
(3) ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 90. 
(4) Beschluss (EU) 2018/796 der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vom 22. Mai 2018 zur vorübergehenden 

Beschränkung von Differenzgeschäften (CFD) in der Union gemäß Artikel 40 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 136 vom 1.6.2018, S. 50). 

(5) Beschluss (EU) 2018/1636 der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vom 23. Oktober 2018 zur Verlängerung und 
Änderung der gemäß dem Beschluss (EU) 2018/796 eingeführten vorübergehenden Beschränkung der Vermarktung, des Vertriebs und 
des Verkaufs von Differenzgeschäften (CFD) an Kleinanleger (ABl. L 272 vom 31.10.2018, S. 62). 

(6) Beschluss (EU) 2019/155 der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vom 23. Januar 2019 zur Verlängerung der 
vorübergehenden Beschränkung der Vermarktung, des Vertriebs und des Verkaufs von Differenzgeschäften an Kleinanleger (ABl. L 27 
vom 31.1.2019, S. 36). 

(7) 20 nationale zuständige Behörden haben geantwortet: Finanzmarktaufsicht (AT — FMA), Cyprus Securities and Exchange Commission 
(CY-CySEC), Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (DE — BaFin), Finanstilsynet (DK-Finanstilsynet), Hellenic Capital Markets 
Commission (EL — HCMC), Comisión Nacional del Mercado de Valores (ES — CNMV), Finnish Financial Supervisory Authority 
(FI — FSA), Autorité des Marchés Financiers (FR — AMF), Magyar Nemzeti Bank (HU — MNB), Central Bank of Ireland (IE — CBI), 
Commissione Nazionale per le Società e la Borsa (IT — Consob), Commission de Surveillance du Secteur Financier (LU — CSSF), Finanšu 
un kapitāla tirgus komisija (LV — FKTK), Malta Financial Services Authority (MT — MFSA), Autoriteit Financiële Markten (NL — AFM), 
Komisja Nadzoru Finansowego (PL — KNF), Comissão do Mercado de Valores Mobiliários (PT — CMVM), Romanian Financial 
Supervisory Authority (RO — FSA), Finansinspektionen (SE — Finansinspektionen), Financial Conduct Authority (UK — FCA). 



nicht die erforderliche Risikowarnung enthielten. Obwohl Internetbanner oder andere elektronische 
Werbeanzeigen in der Regel nicht ausdrücklich auf CFD, sondern eher auf Online-Investitionstätigkeiten Bezug 
genommen haben, werden die nationalen zuständigen Behörden und die ESMA ihre Einhaltung der 
Anforderungen an die Warnhinweise weiterhin überwachen und darauf achten, dass sie nicht als Mittel der 
Umgehung eingesetzt werden. 

(6) Die nationalen zuständigen Behörden berichteten von einem Gesamtrückgang der Zahl der CFD-Kleinanle­
gerkonten, des Handelsvolumens und des in CFD investierten Gesamtkapitals von Kleinanlegern im Laufe der drei 
Monate von November 2017 bis Januar 2018 (erster Zeitraum) im Vergleich zu dem Zeitraum von 
November 2018 bis Januar 2019 (zweiter Zeitraum). Der Anteil der rentablen Konten blieb im Vergleich der 
beiden Zeiträume in etwa stabil (8). Die durchschnittlichen Kosten, die Kleinanlegern beim CFD-Handel 
entstanden und die in geringerem Maße von den Marktbedingungen abhängig zu sein scheinen als die Kundener­
gebnisse insgesamt, waren im zweiten Zeitraum wesentlich niedriger als im ersten Zeitraum (9). Die durchschnitt­
lichen Kosten bei aktiven Kleinanlegerkonten, die CFD auf Kryptowährungen enthalten, gingen im Vergleich zu 
anderen Konten überproportional zurück, wenngleich bei diesen Konten weiterhin höhere Kosten anfielen als bei 
Konten ohne CFD auf Kryptowährungen. Schließlich meldeten die nationalen zuständigen Behörden einen 
anhaltenden Rückgang der Zahl der automatischen Glattstellungen sowie der Fälle, in denen Konten negative 
Salden aufwiesen, und der Höhe der negativen Salden bei Kleinanlegerkonten (10). 

(7)  Die nationalen zuständigen Behörden berichteten zudem von einem Anstieg der Zahl der Kunden, die im zweiten 
Zeitraum — im Vergleich zum ersten Zeitraum — auf Antrag als professionelle Kunden eingestuft wurden. Der 
ESMA ist bekannt, dass einige CFD-Anbieter gegenüber Kleinanlegern damit werben, dass sie auf Antrag als 
professionelle Kunden eingestuft werden können. Ein Kleinanleger kann verlangen, als professioneller Kunde 
eingestuft zu werden, insbesondere wenn er dies schriftlich in Übereinstimmung mit sämtlichen Anforderungen 
der anwendbaren Rechtsvorschriften beantragt. Die Anbieter sollten sicherstellen, dass sie diese Anforderungen 
jederzeit erfüllen (11). Die ESMA ist sich der Tatsache bewusst, dass sich Firmen aus Drittländern aktiv an Kunden 
aus der Europäischen Union wenden und dass einige CFD-Anbieter in der Europäischen Union gegenüber 
Kleinanlegern mit der Möglichkeit werben, ihre Konten bei einem zur Gruppe gehörenden, in einem Drittland 
ansässigen Unternehmen zu führen. Ohne Zulassung oder Registrierung in der Union dürfen diese 
Drittlandfirmen jedoch in der Union ansässigen oder niedergelassenen Kunden lediglich auf deren ausschließlich 
eigene Initiative Dienstleistungen anbieten. Ebenso ist sich die ESMA darüber im Klaren, dass Firmen damit 
beginnen, andere spekulative Anlageprodukte anzubieten. Daher wird die ESMA das Angebot dieser anderen 
Produkte weiterhin überwachen, um festzustellen, ob andere Unionsmaßnahmen angemessen sind. 

(8)  Seit dem Erlass des Beschlusses (EU) 2018/796 erhielt die ESMA keinerlei Erkenntnisse, die ihrer allgemeinen 
Feststellung widersprechen würden, dass erhebliche Bedenken hinsichtlich des Anlegerschutzes bestehen, wie im 
Beschluss (EU) 2018/796, Beschluss (EU) 2018/1636 bzw. Beschluss (EU) 2019/155 dargelegt. Aus diesem Grund 
ist die ESMA zu dem Schluss gekommen, dass die in den Beschlüssen festgestellten erheblichen Bedenken 
hinsichtlich des Anlegerschutzes weiterhin bestehen würden, wenn die vorübergehende Beschränkung der 
Vermarktung, des Vertriebs und des Verkaufs von CFD an Kleinanleger nicht verlängert würde. 

(9)  Zudem haben sich die geltenden regulatorischen Anforderungen nach dem Unionsrecht nicht geändert und 
wenden die von der ESMA festgestellte Bedrohung nicht ab. Außerdem haben die nationalen zuständigen 
Behörden keine Maßnahmen ergriffen, um die Bedrohung abzuwenden, oder die ergriffenen Maßnahmen sind 
diesbezüglich unzureichend. Hier bleiben Bedenken auf gesamteuropäischer Ebene bestehen. Daher geht die 
ESMA davon aus, dass, wenn keine zusätzlichen nationalen zuständigen Behörden nationale Produktinterventions­
maßnahmen ergreifen, eine weitere Verlängerung der Maßnahme der ESMA erforderlich ist, um den in den 
Beschlüssen festgestellten erheblichen Bedenken hinsichtlich des Anlegerschutzes angemessen zu begegnen. 

(10)  Die Verlängerung der Beschränkung hat weder eine nachteilige Auswirkung auf die Effizienz der Finanzmärkte 
oder auf Anleger, die außer Verhältnis zu den Vorteilen der Maßnahme steht, noch birgt sie aus den gleichen in 
den Beschlüssen genannten Gründen das Risiko einer Aufsichtsarbitrage. 
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(8) Der Anteil der rentablen Kleinanlegerkonten erhöhte sich im Januar 2019, eine Entwicklung, die mit den Marktbedingungen in 
Zusammenhang gebracht werden könnte. 

(9) Dies steht in Einklang mit dem beobachteten Rückgang der Gesamt-Handelsvolumina, auf deren Grundlage üblicherweise Spreads und 
Gebühren berechnet werden. In aktiven Kleinanlegerkonten wurde ein leichter Rückgang des durchschnittlich investierten 
Kundenkapitals festgestellt, der prozentual gesehen jedoch wesentlich geringer war als der auf diesen Konten verzeichnete Rückgang der 
Gesamt-Handelsvolumina und Gesamtrisikoposition. 

(10) Im zweiten Zeitraum war der Negativsaldoschutz in Kraft. Sprünge in der Kursbildung („Gapping“) können jedoch dazu führen, dass der 
Kunde zunächst zu einem Kurs glattgestellt wird, der einen negativen Saldo zur Folge hat, woraufhin der Anbieter das Konto wieder auf 
Null ausgleicht, um der neuen Anforderung des Negativsaldoschutzes nachzukommen. Dies traf auch auf Anbieter zu, die bereits im 
ersten Zeitraum einen Negativsaldoschutz anboten. 

(11) Anhang II Abschnitt II der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349). Siehe auch 
Abschnitt 11 der Fragen und Antworten zu den Themen Anlegerschutz und Vermittler in der MiFID II und der MiFIR („Questions and 
Answers on MiFID II and MiFIR investor protection and intermediaries topics“, ESMA35-43-349), in dem die ESMA Praktiken 
beschreibt, die Wertpapierfirmen bei der Anwendung der rechtlichen Anforderungen zur Einstufung von Kunden als professionelle 
Kunden nicht anwenden sollten. Abschnitt 11 wurde zuletzt am 25. Mai 2018 aktualisiert. 



(11)  Wird die vorübergehende Beschränkung nicht verlängert, so hält es die ESMA weiterhin für wahrscheinlich, dass 
Kleinanlegern wieder CFD angeboten werden, ohne dass angemessene Maßnahmen zum ausreichenden Schutz 
der Kleinanleger vor den Risiken in Verbindung mit den Produkten, die die in den Beschlüssen genannte negative 
Auswirkung auf Verbraucher hatten, ergriffen werden. 

(12)  In Anbetracht dieser sowie der in den Beschlüssen genannten Gründe hat die ESMA beschlossen, die 
Beschränkung zu den gleichen Anwendungsmodalitäten wie in Beschluss (EU) 2018/1636 und Beschluss 
(EU) 2019/155 dargelegt um weitere drei Monate zu verlängern, um den erheblichen Bedenken hinsichtlich des 
Anlegerschutzes zu begegnen. 

(13)  Da sich die vorgeschlagenen Maßnahmen in einem begrenzten Umfang auf Agrarrohstoffderivate beziehen 
können, hat die ESMA die öffentlichen Stellen angehört, die für die Aufsicht, Verwaltung und Regulierung 
physischer Agrarmärkte im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (12) zuständig sind. Keine 
dieser Stellen hat gegen die vorgeschlagene Verlängerung der Maßnahmen Einwände erhoben. 

(14)  Die ESMA hat den vorgeschlagenen Verlängerungsbeschluss den nationalen zuständigen Behörden mitgeteilt — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der Begriff 

a)  „Differenzgeschäft“ oder „CFD“ ein Derivat, ausgenommen eine Option, ein Terminkontrakt (Future), ein Swap oder ein 
außerbörsliches Zinstermingeschäft (Forward-Rate-Agreement), dessen Zweck darin besteht, dem Inhaber eine Long- 
oder Short-Position gegenüber Schwankungen im Preis, Kurs oder Wert eines Basiswerts zu verschaffen, unabhängig 
davon, ob es an einem Handelsplatz gehandelt wird, und das auch abgesehen von einem Ausfall oder einem anderen 
Kündigungsereignis bar ausgeglichen werden muss oder auf Wunsch einer der Parteien bar ausgeglichen werden kann; 

b) „ausgeschlossener nicht monetärer Vorteil“ jeden nicht monetären Vorteil außer Informations- und Rechercheinst­
rumenten, sofern diese sich auf CFD beziehen; 

c)  „Initial Margin“ oder „Margin-Ersteinschuss“ jede Zahlung für den Abschluss eines CFD, ausgenommen Provisionen, 
Transaktionsgebühren und jedwede anderen verbundenen Kosten; 

d)  „Initial-Margin-Schutz“ die durch Anhang I bestimmte Initial Margin; 

e)  „Margin-Glattstellungsschutz“ das Schließen eines oder mehrerer offener CFD von Kleinanlegern zu den günstigsten 
Bedingungen für den Kunden gemäß den Artikeln 24 und 27 der Richtlinie 2014/65/EU, wenn die Summe der 
Gelder auf dem CFD-Handelskonto und der unrealisierten Nettogewinne aller offenen CFD in Verbindung mit diesem 
Konto unter die Hälfte des Gesamtbetrags des Initial-Margin-Schutzes für alle diese offenen CFD fällt; 

f)  „Negativsaldoschutz“ die Obergrenze der Gesamthaftung eines Kleinanlegers für alle CFD in Verbindung mit einem 
CFD-Handelskonto bei einem CFD-Anbieter für die Gelder auf diesem CFD-Handelskonto. 

Artikel 2 

Vorübergehende Beschränkung von CFD für Kleinanleger 

Die Vermarktung, der Vertrieb und der Verkauf von CFD an Kleinanleger ist nur zulässig, wenn zumindest alle der 
folgenden Bedingungen vorliegen: 

a)  der CFD-Anbieter verlangt von dem Kleinanleger, den Initial-Margin-Schutz einzuzahlen; 

b)  der CFD-Anbieter gewährt dem Kleinanleger den Margin-Glattstellungsschutz; 

c)  der CFD-Anbieter gewährt dem Kleinanleger den Negativsaldoschutz; 
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(12) Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit 
Sondervorschriften für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche GMO) (ABl. L 299 vom 
16.11.2007, S. 1). 



d)  der CFD-Anbieter gewährt dem Kleinanleger, abgesehen von den realisierten Gewinnen auf sämtliche bereitgestellte 
CFD, weder direkt noch indirekt eine Zahlung, einen monetären oder ausgeschlossenen nicht monetären Vorteil in Bezug 
auf die Vermarktung, den Vertrieb oder den Verkauf eines CFD; und 

e)  der CFD-Anbieter übermittelt dem Kleinanleger weder direkt noch indirekt eine Mitteilung zur Vermarktung, zum 
Vertrieb oder zum Verkauf eines CFD und veröffentlicht auch keine derartigen Informationen in einer für einen 
Kleinanleger zugänglichen Weise, sofern eine solche Mitteilung bzw. solche Informationen nicht die entsprechende 
Risikowarnung enthält, die von den Bedingungen in Anhang II vorgegeben werden und die diese Bedingungen erfüllt. 

Artikel 3 

Verbot der Teilnahme an Umgehungshandlungen 

Es ist untersagt, wissentlich und vorsätzlich an Handlungen teilzunehmen, deren Ziel bzw. Wirkung darin besteht, die 
Anforderungen in Artikel 2 zu umgehen, einschließlich durch Handeln anstelle des CFD-Anbieters. 

Artikel 4 

Inkrafttreten und Geltungsbereich 

(1) Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2) Dieser Beschluss gilt ab dem 1. Mai 2019 für einen Zeitraum von drei Monaten. 

Geschehen zu Paris am 17. April 2019. 

Für den Rat der Aufseher 
Steven MAIJOOR 

Vorsitzender  
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ANHANG I 

PROZENTSÄTZE DER INITIAL MARGIN NACH ART DES BASISWERTS 

a)  3,33 % des Nominalwerts des CFD, wenn der Währungspaar-Basiswert aus zwei der folgenden Währungen besteht: 
US-Dollar, Euro, japanischer Yen, Pfund Sterling, kanadischer Dollar oder Schweizer Franken; 

b)  5 % des Nominalwerts des CFD, wenn der Index, das Währungspaar oder der Rohstoff des Basiswerts besteht aus: 

i)  einem der folgenden Aktienindizes: Financial Times Stock Exchange 100 (FTSE 100); Cotation Assistée en 
Continu 40 (CAC 40); Deutsche Börse AG Deutscher Aktienindex 30 (DAX30); Dow Jones Industrial Average 
(DJIA); Standard & Poors 500 (S&P 500); NASDAQ Composite Index (NASDAQ), NASDAQ 100 Index 
(NASDAQ 100); Nikkei Index (Nikkei 225); Standard & Poors / Australian Securities Exchange 200 (ASX 200); 
EURO STOXX 50 Index (EURO STOXX 50); 

ii)  einem Währungspaar, das aus mindestens einer Währung besteht, die nicht unter Buchstabe a oben angeführt ist 
oder 

iii)  Gold; 

c)  10 % des Nominalwerts des CFD, wenn der Rohstoff oder der Aktienindex des Basiswerts ein anderer Rohstoff oder 
ein anderer Aktienindex als die unter Buchstabe b angeführten ist; 

d)  50 % des Nominalwerts des CFD, wenn der Basiswert eine Kryptowährung ist; oder 

e)  20 % des Nominalwerts des CFD, wenn der Basiswert: 

i)  eine Aktie ist oder 

ii)  in diesem Anhang nicht an anderer Stelle angeführt ist.  
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ANHANG II 

RISIKOWARNUNGEN 

ABSCHNITT A 

Bedingungen für Risikowarnungen  

1. Das Layout der Risikowarnung muss ihre Sichtbarkeit sicherstellen und die Schriftgröße muss mindestens der in der 
Mitteilung oder in den veröffentlichten Informationen vorwiegend verwendeten Schriftgröße entsprechen und in der 
derselben Sprache verfasst sein.  

2. Wenn die Mitteilung oder die veröffentlichten Informationen mittels eines dauerhaften Datenträgers oder auf einer 
Website erfolgt, muss das Format der Risikowarnung den Vorgaben in Abschnitt B entsprechen.  

3. Wenn die Mitteilung oder die veröffentlichten Informationen mittels eines anderen Mediums als einem dauerhaften 
Datenträger oder auf einer Website erfolgt, muss das Format der Risikowarnung den Vorgaben in Abschnitt C 
entsprechen.  

4. Falls die Anzahl der Zeichen in der Risikowarnung bei Anwendung des Formats in Abschnitt B oder C die in den 
Geschäftsbedingungen eines externen Marketinganbieters vorgeschriebene Zeichenbeschränkung überschreitet, kann 
das Format der Risikowarnung abweichend von den Absätzen 2 und 3 stattdessen den Vorgaben in Abschnitt D 
entsprechen.  

5. Falls das Format der Risikowarnung nach den Vorgaben in Abschnitt D angewendet wird, müssen die Mitteilung oder 
die veröffentlichten Informationen darüber hinaus einen Link zu einer Website des CFD-Anbieters enthalten, auf der 
die den Vorgaben in Abschnitt B entsprechende Risikowarnung zu finden ist.  

6. Die Risikowarnung muss einen aktuellen anbieterspezifischen Verlustprozentsatz enthalten, der sich auf eine 
Berechnung des Anteils der CFD-Handelskonten stützt, die Kleinanlegern durch den CFD-Anbieter bereitgestellt 
werden, die Geld verloren haben. Die Berechnung ist alle drei Monate durchzuführen und erfasst den 12- 
Monatszeitraum vor dem Tag, an dem sie durchgeführt wird („12-Monats-Berechnungszeitraum“). Für die Zwecke der 
Berechnung: 

a)  Hat ein einzelnes CFD-Handelskonto eines Kleinanlegers dann Geld verloren, wenn die Summe aller realisierten 
und unrealisierten Nettogewinne auf CFD in Verbindung mit dem CFD-Handelskonto in dem 12-Monats- 
Berechnungszeitraum negativ ist; 

b)  sind sämtliche Kosten in Bezug auf die CFD in Verbindung mit dem CFD-Handelskonto, einschließlich aller 
Entgelte, Gebühren und Provisionen, in die Berechnung aufzunehmen; 

c)  sind die folgenden Elemente aus der Berechnung auszuschließen: 

i)  jedes CFD-Handelskonto, das innerhalb des Berechnungszeitraums kein offenes CFD in Verbindung mit ihm 
aufwies; 

ii)  sämtliche Gewinne und Verluste aus anderen Produkten als CFD in Verbindung mit dem CFD-Handelskonto; 

iii)  sämtliche Einzahlungen oder Abhebungen von Geldern von dem CFD-Handelskonto;  

7. Falls ein CFD-Anbieter in dem letzten 12-Monats-Berechnungszeitraum kein offenes CFD in Verbindung mit einem 
CFD-Handelskonto eines Kleinanlegers bereitgestellt hat, hat dieser CFD-Anbieter abweichend von den Absätzen 2 bis 
6 das Format der Standardrisikowarnung zu verwenden, das in den Abschnitten E bis G vorgegeben ist. 

ABSCHNITT B 

Anbieterspezifische Risikowarnung auf dauerhaftem Datenträger und Website 

CFD sind komplexe Instrumente und gehen wegen der Hebelwirkung mit dem hohen Risiko einher, schnell Geld zu 
verlieren. 

[Prozentsatz pro Anbieter eingeben] % der Kleinanlegerkonten verlieren Geld beim CFD-Handel mit diesem 
Anbieter. 

Sie sollten überlegen, ob Sie verstehen, wie CFD funktionieren und ob Sie es sich leisten können, das hohe Risiko ein­
zugehen, Ihr Geld zu verlieren.  
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ABSCHNITT C 

Abgekürzte anbieterspezifische Risikowarnung 

[Prozentsatz pro Anbieter eingeben] % der Kleinanlegerkonten verlieren Geld beim CFD-Handel mit diesem 
Anbieter. 

Sie sollten überlegen, ob Sie es sich leisten können, das hohe Risiko einzugehen, Ihr Geld zu verlieren.  

ABSCHNITT D 

Risikowarnung mit reduzierter Zeichenanzahl 

[Prozentsatz pro Anbieter eingeben]% der CFD-Kleinanlegerkonten verlieren Geld.  

ABSCHNITT E 

Standardrisikowarnung auf dauerhaftem Datenträger und Website 

CFD sind komplexe Instrumente und gehen wegen der Hebelwirkung mit dem hohen Risiko einher, schnell Geld zu 
verlieren. 

Zwischen 74 % und 89 % der Kleinanlegerkonten verlieren beim Handel mit CFD Geld. 

Sie sollten überlegen, ob Sie verstehen, wie CFD funktionieren und ob Sie es sich leisten können, das hohe Risiko ein­
zugehen, Ihr Geld zu verlieren.  

ABSCHNITT F 

Abgekürzte Standardrisikowarnung 

Zwischen 74 % und 89 % der Kleinanlegerkonten verlieren beim Handel mit CFD Geld. 

Sie sollten überlegen, ob Sie es sich leisten können, das hohe Risiko einzugehen, Ihr Geld zu verlieren.  

ABSCHNITT G 

Standardrisikowarnung mit reduzierter Zeichenanzahl 

74 bis 89 % der CFD-Kleinanlegerkonten verlieren Geld.   
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